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 Überblick

 Prüfschritte

 Aufenthalt nach dem FreizügG

 Aufenthalt mit Daueraufenthalt-EU eines 

anderen EU-Staats

 Aufenthalt mit nationalem Aufenthaltstitel 

eines anderen EU-Staats

 Ausbildungsduldung

 Asylantrag



Überblick und Zahlen



Das Aufenthaltsgesetz.

 Insgesamt kennt das 

Aufenthaltsgesetz etwa 90 

verschiedene Aufenthaltstitel 

und andere 

Aufenthaltspapiere.



Mobiler ICT-Karte

ICT-Karte

Blaue Karte-EU (befristet)

Aufenthaltserlaubnis 

(befristet + zweckgebunden)

Duldung

Die Aufenthaltspapiere nach dem Aufenthaltsgesetz

Visum (zur Einreise)

Niederlassungserlaubnis 

(unbefristet + zweckungebunden)

Erlaubnis zum Daueraufenthalt-EU 

(unbefristet)

Aufent-

haltsge-

stattung

Ankunfts

nachweis 



Die "Päckchen" im Aufenthaltsgesetz

 Kapitel 2, Abschnitt 3: "Aufenthalt zum Zweck der 

Ausbildung": §§ 16 bis 17b

 Kapitel 2, Abschnitt 4: "Aufenthalt zum Zweck der 

Erwerbstätigkeit": §§ 18 bis 21

 Kapitel 2, Abschnitt 5: "Aufenthalt aus 

völkerrechtlichen, humanitären oder politischen 

Gründen": §§ 22 bis 26

 Kapitel 2, Abschnitt 6: "Aufenthalt aus familiären 

Gründen": §§ 27 bis 36

 Kapitel 2, Abschnitt 7: „Besondere 

Aufenthaltsrechte": §§ 37 bis 38a



Spurwechsel

 Ein Wechsel zwischen den Aufenthaltszwecken ist 

nur begrenzt möglich.

 Ein Wechsel aus dem Aufenthalt während oder 

nach abgelehntem Asylverfahren ist bis auf ganz 

wenige Ausnahmen so gut wie unmöglich.

 Daher sollten stets Alternativen hierzu gesucht 

werden.



Freizügigkeitsgesetz

 Neben dem Aufenthaltsgesetz kann das 

Freizügigkeitsgesetz (für drittstaatsangehörige 

Familienangehörige von Unionsbürger*innen) 

möglicherweise die Grundlage für ein 

Aufenthaltsrecht bilden.



Prüfschritte



Prüfschritte

 1. Ist ein*e Familienangehörige*r in Deutschland, 

die selbst Unionsbürger*in ist?  FreizügG

 2. Besteht Daueraufenthaltsrecht-EU in einem 

anderen Unionsstaat?  § 38a AufenthG

 3. Sind Voraussetzungen für einen Aufenthaltstitel 

in Deutschland erfüllt (z. B: Studium, Ausbildung, 

qualifizierte Erwerbstätigkeit, 

Familienzusammenführung)?  Visumverfahren 

nachholen, Aufenthaltserlaubnis beantragen

 4. Ausbildungsduldung?

 5. Asylantrag?



1. Aufenthalt nach FreizügG für 

Familienangehörige von 

Unionsbürger*innen



Familienangehörige von Unionsbürger*innen

 Familienangehörige von Unionsbürger*innen, die 

in Deutschland ihren gewöhnlichen Aufenthalt 

haben, sind ebenfalls automatisch 

freizügigkeitsberechtigt, wenn sie die 

Voraussetzungen erfüllen.

 Sie haben automatisch eine Erlaubnis zur 

Erwerbstätigkeit (Art. 23 UnionsRL):

 „Die Familienangehörigen eines Unionsbürgers, die das 

Recht auf Aufenthalt oder das Recht auf 

Daueraufenthalt in einem Mitgliedstaat genießen, sind 

ungeachtet ihrer Staatsangehörigkeit berechtigt, dort 

eine Erwerbstätigkeit als Arbeitnehmer oder 

Selbstständiger aufzunehmen.“

https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2004:158:0077:0123:de:PDF


Familienangehörige von Unionsbürger*innen

 (Nur) für das Freizügigkeitsrecht von 

Familienangehörigen, die zu einem "nicht-

erwerbstätigen" Unionsbürger nachziehen, ist die 

Voraussetzung, dass ausreichende 

Existenzmittel und ein KV-Schutz vorhanden 

sind. (§ 4 FreizügG)



Familienangehörige von Unionsbürger*innen

 Das FreizügG ist vorrangig anzuwenden, da das 

Recht aus dem Unionsbürger*innenstatus höher 

zu bewerten ist, als das (restriktivere) 

Aufenthaltsrecht für Drittstaatsangehörige.

 AVwV zu § 1 FreizügG (Ziffer 1.1):

 „Aus der Definition des Anwendungsbereichs in § 1 

ergibt sich i. V. m. § 11, dass es sich beim 

Freizügigkeitsgesetz/EU um Spezialregelungen zur 

Freizügigkeit der Unionsbürger und ihrer 

Familienangehörigen handelt, die dem allgemeinen 

Aufenthaltsrecht vorgehen.“



Familienangehörige von Unionsbürger*innen

 AVwV zu § 3 FreizügG (Ziffer 3.0.3):

 „Für alle drittstaatsangehörigen Familienangehörigen von 

Unionsbürgern gilt damit unabhängig von ihrer bisherigen 

aufenthaltsrechtlichen Situation, dass ein Aufenthaltsrecht 

auf Grundlage der Freizügigkeitsrichtlinie besitzt, wer seinen 

Status als Familienangehöriger eines Unionsbürgers 

nachgewiesen hat und die in der Freizügigkeitsrichtlinie 

aufgestellten Voraussetzungen erfüllt. Nachzuweisen ist 

außerdem, dass der Unionsbürger von seinem 

Freizügigkeitsrecht Gebrauch gemacht hat und dass der 

Familienangehörige diesen begleitet oder ihm nachzieht 

sowie beim Nachzug zum Nichterwerbstätigen, dass 

ausreichende Existenzmittel vorhanden sind bzw. ein 

umfassender Krankenversicherungsschutz besteht.“ 



Familienangehörige von Unionsbürger*innen

 AVwV zu § 3 FreizügG (Ziffer 3.0.3):

 „Als Konsequenz aus dem Urteil ergibt sich, dass der 

Familiennachzug zu Unionsbürgern ausschließlich auf der 

Grundlage des Freizügigkeitsgesetzes/EU stattfindet. Dies 

bedeutet, dass ein drittstaatsangehöriger 

Familienangehöriger eines Unionsbürgers u.a. keine 

einfachen deutschen Sprachkenntnisse nachweisen muss.“



Familienangehörige von Unionsbürger*innen

 AVwV zu § 3 FreizügG (Ziffer 3.1.4):

 „Das abgeleitete Recht des drittstaatsangehörigen 

Familienangehörigen eines Unionsbürgers besteht 

unabhängig davon, ob der Familienangehörige sich bislang 

in der EU aufhält oder zwecks Begleitung oder Nachzug 

zum Unionsbürger erstmals in die EU einreist. Unerheblich 

ist auch, ob die Ehe bzw. Familie erst nach dem Zuzug des 

freizügigkeitsberechtigten Unionsbürgers nach Deutschland 

begründet worden ist, oder ob der Drittstaatsangehörige 

sich bislang unrechtmäßig in einem anderen Mitgliedstaat 

aufgehalten hat (siehe Nummer 3.0.3).“ 
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Familienangehörige von Unionsbürger*innen



Familienangehörige von Unionsbürger*innen

 Kinder und Enkel unter 21 Jahre, Ehegatten und 

eingetragene Lebenspartner

 Kinder und Enkel über 20, Eltern und Großeltern, 

Stiefkinder und Stiefenkel, Schwiegereltern, 

wenn ihnen vom Unionsbürger oder dessen 

Ehegatten (teilweise!) Unterhalt geleistet wird (

AVwV FreizügG 3.2) 

 Das Freizügigkeitsrecht besteht, bis die ABH 

durch Verwaltungsakt das Nichtbestehen 

festgestellt hat. Dies gilt auch für die 

drittstaatsangehörigen Familienangehörigen. 

  § 3 FreizügG

http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/bsvwvbund_26102009_MI19371156524.htm


Familienangehörige von Unionsbürger*innen

Unterhalt in Höhe von 100 Euro kann 

ausreichen, um die Eigenschaft als 

Familienangehöriger (bei Kindern und Enkeln 

über 20 Jahren bzw. Eltern / Großeltern) geltend 

machen zu können (LSG NRW (7. Senat); 

28.5.2015; L 7 AS 372/15 B ER und L 7 AS 

373/15 B). ; vergleiche auch: LSG NRW (7. 

Senat); 15.4.2015; (L 7 AS 428/15 B ER).

https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=178387&s0=unionsb%FCrger&s1=&s2=&words=&sensitive=
https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=177292&s0=unionsb%FCrger&s1=ausschluss&s2=&words=&sensitive=
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 Herr G. ist togolesischer Staatsbürger. Sein fünfjähriges 
Kind hat die griechische Staatsbürgerschaft. Beide leben 
jetzt in Hamburg, das Kind geht in den Kindergarten.

 Welches Aufenthaltspapier kann Herr G. erhalten?

 Darf Herr G. arbeiten?

  AVwV FreizügG  3.2.2.2

  Art. 23 Unionsbürgerrichtlinie

Fallbeispiel 

http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/bsvwvbund_26102009_MI19371156524.htm
http://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/gesetzetexte/Unionsbuergerrichtlinie.pdf
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 AVwV zu § 3 FreizügG (Ziffer 3.2.2.2):

 Aus § 3 Absatz 2 Nummer 2 kann in bestimmten Fällen 
auch dann ein freizügigkeitsrechtliches Aufenthaltsrecht 
abgeleitet werden, wenn nicht der EU-Bürger seinem 
Verwandten den Unterhalt gewährt, sondern es sich 
umgekehrt verhält: Dies ist der Fall, wenn es sich bei 
dem EU-Bürger um einen freizügigkeitsberechtigten 
Minderjährigen handelt, der von einem 
drittstaatsangehörigen Elternteil tatsächlich betreut wird, 
diese Betreuung erforderlich ist und keine öffentlichen 
Mittel in Anspruch genommen werden (vgl. EuGH, Urteil 
vom 19. Oktober 2004, Rs. C–200/02 – Zhu/Chen, Rn. 42 
ff.)

Fallbeispiel 



Beispielfälle

Beispiel 

 J. ist russische Staatsangehörige und Ehefrau eines 

slowenischen Staatsangehörigen und lebt mit ihm in 

Deutschland. Sie hat keinen Aufenthaltstitel. Sie fragt, 

ob sie als Kellnerin arbeiten darf?



Beispielfälle

Beispiel 

 K. ist albanische Staatsangehörige. Sie hat einen 

Asylantrag gestellt. Sie hat ein Kind, das die 

schwedische Staatsangehörigkeit besitzt. Sie hat eine 

Vollzeit-Arbeitsstelle gefunden und fragt, ob sie 

arbeiten darf und ob es Sinn macht, den Asylantrag 

zurückzunehmen?
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 Eine ausführliche Arbeitshilfe zum FreizügG, zum 
Aufenthalt von Familienangehörigen von 
Unionsbürger*innen und zum Sozialleistungsanspruch 
gibt es hier:

 Broschüre: Ausgeschlossen oder privilegiert? Zur 
aufenthalts- und sozialrechtlichen Situation von 
Unionsbürgern und ihren Familienangehörigen 
(November 2017)

 Rechtsprechungsübersicht zum 
Sozialleistungsausschluss für Unionsbürger*innen seit 
Dezember 2016 (fortlaufend aktualisiert)

Infomaterial 

http://www.der-paritaetische.de/fileadmin/user_upload/Publikationen/doc/2017-11-13_broschuere_A4_unionsbuerger_auflage3_web.pdf
https://www.einwanderer.net/fileadmin/downloads/unionsbuergerInnen/rechtsorechung_Unionsbuerger.pdf


2. Aufenthalt in Deutschland mit 

einer „Erlaubnis zum 

Daueraufenthalt-EU“ in einem 

anderen Unionsstaat



Beispiel

 M. ist somalische Staatsangehörige, lebt seit längerer 

Zeit in Finnland und hat einen finnischen Aufenthaltstitel, 

in dem steht: „pitkään oleskelleen kolmannen maan 

kansalaisen EY-oleskelulupa”. 

Sie fragt, ob sie damit in Deutschland leben und 

arbeiten darf und ob sie Anspruch auf Leistungen nach 

dem SGB II hat?



Daueraufenthalt-EU

1. Daueraufenthalt-EU aus einem anderen 
EU-Staat



Daueraufenthalt-EU

1. Daueraufenthalt-EU aus einem anderen 
EU-Staat
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 Mit einem Daueraufenthalt-EU aus einem anderen 
EU-Staat besteht ein dreimonatiges 
Aufenthaltsrecht in Deutschland

 Es besteht danach Anspruch auf eine deutsche 
Aufenthaltserlaubnis nach § 38a AufenthG, wenn 
der Lebensunterhalt gesichert ist. Das 
Visumerfordernis entfällt (§ 39 Nr. 6 AufenthV)!

 Möglich sind: Selbstständigkeit und 
Beschäftigung. Hierfür ist jedoch i. d. R. eine 
Zustimmung der BA (mit Vorrang- und 
Beschäftigungsbedingungsprüfung) erforderlich.

Daueraufenthalt-EU
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 Ausnahmen von der Zustimmungspflicht:

  betriebliche Berufsausbildung

  Freiwilliges soziales Jahr oder BufDi

  für Absolventen einer deutschen Hochschule 
für eine dem Abschluss entsprechende 
Beschäftigung

  für Absolventen einer ausländischen 
Hochschule bei einem Mindesteinkommen von 
52.000 Euro

  nach einem Jahr Besitz der 
Aufenthaltserlaubnis besteht die Berechtigung zur 
Ausübung jeder Tätigkeit (§ 38a Abs. 4 AufenthG)

Daueraufenthalt-EU



Infomaterial

 Arbeitshilfe: Aufenthalt und Arbeitsmarktzugang in 
Deutschland für Personen mit Daueraufenthaltsrecht 
in einem anderen EU-Staat (Juni 2014)

http://www.ggua-projekt.de/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/daueraufenthalt_iq-neu.pdf


3. Aufenthalt in Deutschland mit 

nationalem Aufenthaltstitel eines 

anderen Unionsstaats
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 Mit einem nationalen Aufenthaltstitel aus einem anderen 
Schengen-Staat besteht ein Aufenthaltsrecht für drei 
Monate

 Danach richtet sich die Möglichkeit eines weiteren 
Aufenthalts nach den allgemeinen Möglichkeiten des 
AufenthG:

 Z. B. § 16 (Studium), § 17 (betriebliche Ausbildung), § 18 
(qualifizierte Beschäftigung, FSJ, BufDi, AuPair), § 21 
(Selbstständigkeit oder freiberufliche Tätigkeit), § 27ff 
(Familienzusammenführung) 

 In der Regel ist vor der Erteilung einer AE eine vorherige 
Ausreise mit dem entsprechenden Visumsverfahren 
erforderlich (Ausnahmen in § 5 Abs. 2 Satz 2 AufenthG)

Nationaler Aufenthaltstitel



Aufenthaltsmöglichkeiten

 Am 1. August 2017 sind zahlreiche neue 

Aufenthaltstitel und andere Normen für den 

Aufenthalt zur Erwerbstätigkeit, Studium und 

Ausbildung neu eingeführt worden.

 Diese finden sich in den Paragrafen 16 bis 21 

AufenthG (insgesamt rund 30 verschiedene 

Aufenthaltsrechte!)

 Zudem sind die Möglichkeiten eine Wechsels 

zwischen diesen Aufenthaltszwecken erweitert 

worden.



Überblick:

Studium (§ 16 Abs. 1, § 16 Abs. 6)

Arbeitsplatzsuche nach erfolgreichem Studium 

– 18 Monate (§ 16 Abs. 5)

Studienbewerbung (§ 16 Abs. 7)

Teilstudium in Deutschland für in einem anderen 

EU-Staat anerkannte Schutzberechtigte (§ 16 Abs. 

9)

Teilstudium in Deutschland für in anderen EU-

Staaten Studierende (§ 16a)



Überblick:

Schulische Ausbildung, Sprachkurs oder 

Schulbesuch (§ 16b Abs. 1)

Arbeitsplatzsuche nach erfolgreichem Abschluss 

einer schulischen qualifizierten Berufsausbildung 

– ein Jahr (§ 16b Abs. 3)

Betriebliche Ausbildung oder betriebliche 

Weiterbildung (§ 17 Abs. 1)

Arbeitsplatzsuche nach erfolgreichem Abschluss 

einer betrieblichen qualifizierten Berufsausbildung 

– ein Jahr (§ 17 Abs. 3)



Überblick:

Anerkennungsverfahren ausländischer 

Berufsqualifikationen (§ 17a Abs. 1)

Arbeitsplatzsuche nach erfolgter Anerkennung 

– ein Jahr (§ 17a Abs. 4)

Ablegen der Prüfung zur Anerkennung (§ 17a Abs. 

5)

Studienbezogenes Praktikum (§ 17b)

Nichtqualifizierte Beschäftigung (§ 18 Abs. 3 –

Beispiel Balkanstaaten)

Qualifizierte Beschäftigung (§ 18 Abs. 4)

Beschäftigung als Beamter (§ 18 Abs. 4a)



Überblick:

Qualifizierte Geduldete (§ 18a Abs. 1)

Qualifizierte Geduldete nach Ausbildungsduldung 

(§ 18a Abs. 1a)

Niederlassungserlaubnis mit deutschem 

Hochschulabschluss - nach zwei Jahren (§ 18b)

Arbeitsplatzsuche mit deutschem oder 

ausländischen Hochschulabschluss – sechs Monate 

(§ 18c)

Freiwilligendienst (§ 18d)

Niederlassungserlaubnis für Wissenschaftler*innen 

(§ 19)



Überblick:

Blaue Karte-EU (§ 19a)

ICT-Karte für Führungskräfte und Trainees bei 

unternehmensinternem Transfer in einen deutschen 

Unternehmensteil, wenn Unternehmen Sitz 

außerhalb der EU hat – bis drei Jahre (§ 19b)

Kurzfristige Entsendung nach Deutschland von 

Personen, die in einen Unternehmensteil in einem 

anderen EU-Staat transferiert worden sind – bis 90 

Tage (§ 19c)



Überblick:

Mobiler ICT-Karte für Führungskräfte und Trainees 

bei unternehmensinternem Transfer nach 

Deutschland aus einem Unternehmensteil innerhalb 

der EU (§ 19 d)

Forscher (§ 20 Abs. 1)

Arbeitsplatzsuche nach Abschluss der 

Forschungstätigkeit – neun Monate (§ 20 Abs. 7)

Forschungssemester in Deutschland für Forscher in 

anderen EU-Staaten (§ 20a)

Forschungsjahr in Deutschland für Forscher in 

anderen EU-Staaten (§ 20b)



Überblick:

Selbstständige (§ 21 Abs. 1)

Selbstständige mit deutschem Hochschulabschluss 

(§ 21 Abs. 2a)

Freiberufler*innen (§ 21 Abs. 5)



Blaue Karte (§ 19a)



Aufenthaltserlaubnis zur 

Arbeitsuche (§ 18c)



Blaue Karte EU (19a)

 Voraussetzungen:

 Hochschulabschluss und Einkommen mind. 52.000 

Euro Arbeitnehmerbrutto, zustimmungsfrei

 Hochschulabschluss in einem Mangelberuf, 

ortsüblicher Lohn, mindestens 40.560 €, Prüfung 

der Beschäftigungsbedingungen durch die BA.

 Befristet bis vier Jahre

 Niederlassungserlaubnis nach 33 Monaten 

Beschäftigung 

 Nach 21 Monaten, wenn Sprachkenntnisse B1



Blaue Karte EU (19a)

 "Mangelberufe“ sind nach der Internationalen 

Standardklassifikation der Berufe folgende 

Gruppen:

→ 21 Naturwissenschaftler, Mathematiker, 

Ingenieure)

→ 221 Ärzte

→ 25 IT und Kommunikationsfachkräfte

http://www.zuwanderung.sachsen.de/download/Zuwanderung/ISCO-08.pdf


Aufenthaltserlaubnis zum Zweck 

der Beschäftigung (§ 18)





Aufenthaltserlaubnis § 18

AE zum Zwecke der Beschäftigung nur für 

Hochschulabsolventen mit in- oder 

ausländischem Hochschulabschluss 

und nicht-akademische Fachkräfte 

bestimmter Ausbildungsberufe (laut 

„Positivliste“): 

https://con.arbeitsagentur.de/prod/apok/ct/da

m/download/documents/dok_ba015465.pdf

https://con.arbeitsagentur.de/prod/apok/ct/dam/download/documents/dok_ba015465.pdf


Aufenthaltserlaubnis § 18

 Normalerweise immer mit Zustimmung der BA und 
Arbeitsmarktprüfung (Vorrang- und Lohnprüfung). In folgenden 
Fällen Erleichterungen:

 Inländischer Hochschulabschluss (zustimmungsfrei)

 Inländischer, qualifizierter Berufsabschluss (ohne 
Vorrangprüfung)

 Ausländischer, anerkannter Berufsabschluss gem. Positivliste 
(ohne Vorrangprüfung)

 Ausländischer Hochschulabschluss (Ingenieure im 
Fachbereich Maschinenbau, Elektrotechnik, Versorgungs- und 
Entsorgungstechnik sowie Stahl- und Metallbau; Experten mit 
Fachrichtung Softwareentwicklung / Programmierung; Ärzte): 
ohne Vorrangprüfung

 Nach drei Jahren Aufenthalt ist jede Beschäftigung gestattet



Aufenthaltserlaubnis § 18

Sonderregelungen für folgende Staatsangehörige:

Andorra, Australien, Israel, Japan, Kanada, 
Südkorea, Monaco, Neuseeland, San Marino, USA: 
jede Beschäftigung möglich (auch Helfertätigkeiten) 
(§ 26 Abs. 1 BeschV)

Albanien, Bosnien und Herzegowina, Kosovo, 
Mazedonien, Montenegro und Serbien: jede 
Beschäftigung möglich (auch Helfertätigkeiten), nur 
mit Visum und nur, wenn in den letzten zwei Jahren 
keine AsylbLG-Leistungen bezogen wurden! (§ 26 
Abs. 2 BeschV)



Aufenthaltserlaubnis zur 

Arbeitsuche (§ 18c)



Aufenthaltserlaubnis § 18c

 AE zur Arbeitsuche

 Für Hochschulabsolvent*innen mit inländischem 

oder gleichwertigem ausländischen 

Hochschulabschluss

 Für max. sechs Monate

 Während dieser Zeit ist die Erwerbstätigkeit nicht 

erlaubt, der Lebensunterhalt muss anderweitig 

gesichert sein.

 Bei Finden eines dem Abschluss entsprechenden 

Arbeitsplatzes ist der Wechsel in einen anderen 

Aufenthaltstitel möglich.



Spurwechsel möglich?



Spurwechsel

Ein Spurwechsel aus dem Asylverfahren oder der 

Duldung in den Aufenthalt zur Erwerbstätigkeit 

oder Studium ist aus mehreren Gründen faktisch 

kaum möglich.



Spurwechsel

1. Das Visumerfordernis nach § 5 Abs. 2 AufenthG: 

„Des Weiteren setzt die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis, einer 

ICT-Karte, einer Niederlassungserlaubnis oder einer Erlaubnis 

zum Daueraufenthalt – EU voraus, dass der Ausländer

1.  mit dem erforderlichen Visum eingereist ist und

2.  die für die Erteilung maßgeblichen Angaben bereits im 

Visumantrag gemacht hat.

Hiervon kann abgesehen werden, wenn die Voraussetzungen 

eines Anspruchs auf Erteilung erfüllt sind oder es auf Grund 

besonderer Umstände des Einzelfalls nicht zumutbar ist, das 

Visumverfahren nachzuholen. Satz 2 gilt nicht für die Erteilung 

einer ICT-Karte.“



Spurwechsel

2. Die Sperre aus § 10 Abs. 1 AufenthG: 

„Einem Ausländer, der einen Asylantrag gestellt hat, kann vor dem 

bestandskräftigen Abschluss des Asylverfahrens ein 

Aufenthaltstitel außer in den Fällen eines gesetzlichen 

Anspruchs nur mit Zustimmung der obersten Landesbehörde 

und nur dann erteilt werden, wenn wichtige Interessen der 

Bundesrepublik Deutschland es erfordern.“



Spurwechsel

3. Die Sperre aus § 10 Abs. 3 AufenthG: 

„Einem Ausländer, dessen Asylantrag unanfechtbar abgelehnt

worden ist oder der seinen Asylantrag zurückgenommen hat, 

darf vor der Ausreise ein Aufenthaltstitel nur nach Maßgabe 

des Abschnitts 5 erteilt werden. Sofern der Asylantrag nach 

§ 30 Abs. 3 Nummer 1 bis 6 des Asylgesetzes abgelehnt 

wurde, darf vor der Ausreise kein Aufenthaltstitel erteilt 

werden. Die Sätze 1 und 2 finden im Falle eines Anspruchs 

auf Erteilung eines Aufenthaltstitels keine Anwendung; 

Satz 2 ist ferner nicht anzuwenden, wenn der Ausländer die 

Voraussetzungen für die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis 

nach § 25 Abs. 3 erfüllt.“



Spurwechsel

4. Die Sperre aus § 10 Abs. 3 AufenthG: 

Ein Anspruch auf Erteilung besteht (bis auf wenige unwesentliche 

Ausnahmen) nur auf die Blaue Karte-EU (§ 19a), die 

Aufenthaltserlaubnis zum Studium (§ 16 Abs. 1), die AE für 

europäischen Freiwilligendienst (§ 18d) und für qualifizierte 

Geduldete nach Ausbildungsduldung (§ 18a Abs. 1a).

Abgesehen davon besteht ein Anspruch auch auf 

Aufenthaltserlaubnisse aus familiären Gründen sowie auf §

38a AufenthG.



Spurwechsel

5. Die Sperre der Blauen Karte (§ 19a Abs. 5): 

Für Personen während dem Asylverfahren und Geduldete ist die 

Erteilung der Blauen Karte-EU gesperrt. Denkbar wäre die 

Erteilung der Blauen Karte jedoch nach Rücknahme des 

Asylantrags.

6. Die Sperre der AE zum Zweck des Studiums oder 

des europäischen Freiwilligendienstes (§ 16 Abs. 11; §

18d Abs. 4)

Für Personen während dem Asylverfahren und für Geduldete ist 

die Erteilung der Blauen Karte-EU gesperrt. Dies gilt jedoch 

vom Wortlaut her nicht für Personen, die einen isolierten 

Antrag auf nationalen Abschiebungsschutz gestellt haben.



Spurwechsel

Faktisch ist die nahezu einzige Möglichkeit des 

"Spurwechsels" also die Ausbildungsduldung und 

anschließende Erteilung der Aufenthaltserlaubnis 

nach § 18a AufenthG.

Die andere Möglichkeit des Spurwechsels ist der 

familiäre Aufenthalt, da hierfür die Sperren 

überwiegend nicht greifen.



4. Ausbildungsduldung
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Duldung für die Ausbildung
Es besteht ein Anspruch auf Erteilung einer Duldung für 
die gesamte Zeit einer Berufsausbildung (§ 60a Abs. 1 Satz 
4ff AufenthG),

wenn qualifizierte schulische o. betriebliche 
Berufsausbildung aufgenommen wird oder wurde (mind. 
zweijährig),

„konkrete Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung nicht 
bevorstehen“ und

kein Arbeitsverbot nach § 60a Abs. 6 vorliegt

Keine Verurteilung wegen vors. Straftaten über 50 TS.
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Duldung für die Ausbildung
„Konkrete Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung“ sind 
laut Gesetzesbegründung:

Abschiebungsflug ist schon „terminiert“, Verfahren zur 
Dublin-Überstellung „läuft“, Passersatzpapiere sind durch 
die ABH beantragt 

Ein Arbeitsverbot nach § 60a Abs. 6 AufenthG liegt nur vor 
bei

Selbstverschuldetem Abschiebungshindernis,

Asylantragstellung aus „sicheren Herkunftsländern“ ab 
dem 1. September 2015 und abgelehntem Asylantrag
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Duldung für die Ausbildung
Die Regelungen im Detail aus dem neuen Erlass des 

Landes NRW vom 17. Mai 2018 (NRW-spezifische 
Ergänzungen in den Allgemeinen Anwendungshinweisen 
des BMI zu § 60a AufenthG)

https://ggua.de/fileadmin/downloads/Ausbildungsduldung/180517_3_2_Erlass.pdf
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Duldung für die Ausbildung
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Duldung für die Ausbildung
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Duldung für die Ausbildung
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Duldung für die Ausbildung
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Duldung für die Ausbildung
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Duldung für die Ausbildung
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80
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83

Duldung für die Ausbildung
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Duldung für die Ausbildung
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Duldung für die Ausbildung
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Duldung für die Ausbildung
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Duldung für die Ausbildung



5. Asylantrag trotz Schutzstatus?
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Asylantrag trotz Schutzstatus?

§ 29 Abs. 1 Nr. 2 AsylG:

„Ein Asylantrag ist unzulässig, wenn 

(…) ein anderer Mitgliedstaat der Europäischen Union 

dem Ausländer bereits internationalen Schutz im 

Sinne des § 1 Absatz 1 Nummer 2 gewährt hat.“

Eine Entscheidung über Abschiebungsverbote nach §

60 Abs. 5 oder 7 muss dennoch getroffen werden (§

31 Abs. 3 AsylG)
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Asylantrag trotz Schutzstatus?

Beim Europäischen Gerichtshof sind drei 

Vorabentscheidungsersuchen des 

Bundesverwaltungsgerichts anhängig: 

BVerwG, Beschluss vom 23.03.2017 - 1 C 20.16; 

1 C 17.16 und 1 C 18.16

Hierin stellt das BVerwG umfangreiche Fragen, ob 

die Durchführung eines Asylverfahrens unzulässig 

sein kann, auch wenn im anderen Mitgliedsstaat 

keine oder nur sehr geringe Sozialleistungen 

erbracht werden und somit eine unmenschliche und 

erniedrigende Behandlung (Art. 3 EMRK) droht.

https://www.bverwg.de/230317B1C20.16.0
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Asylantrag trotz Schutzstatus?

Das BVerwG fragt zudem, ob dies auch dann gelte, 

wenn zwar keine unmenschliche und erniedrigende 

Behandlung drohe, sondern (auf dem Papier) 

Inländergleichbehandlung – aber auch 

Inländer*innen in dem Unionsstaat keine 
Leistungen erhielten.
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Asylantrag trotz Schutzstatus?

Das Bundesverfassungsgericht hat am 8. Mai 2017 

(2 BvR 157/17) entschieden, dass die Abschiebung 

eines anerkannten Flüchtlingen nach Griechenland 

unzulässig ist, da dort noch nicht einmal eine 

Basisversorgung für anerkannte Flüchtlinge 

bestehe:

https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2017/05/rk20170508_2bvr015717.html
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Asylantrag trotz Schutzstatus?

"In der Rechtsprechung des Europäischen 

Gerichtshofs für Menschenrechte ist anerkannt, 

dass die Rückführung eines Flüchtlings in einen 

anderen Konventionsstaat eine Verletzung des 

Art. 3 EMRK auch durch den rückführenden Staat 

darstellen kann, wenn den Behörden bekannt ist 

oder bekannt sein muss, dass dort gegen Art. 3 
EMRK verstoßende Bedingungen herrschen. 
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Asylantrag trotz Schutzstatus?

"Solche Bedingungen können dann anzunehmen 

sein, wenn ein Flüchtling völlig auf sich allein 

gestellt ist und er über einen langen Zeitraum 

gezwungen sein wird, auf der Straße zu leben, 

ohne Zugang zu sanitären Einrichtungen oder 

Nahrungsmitteln (vgl. hierzu insgesamt EGMR, 

Urteil vom 21. Januar 2011 - 30696/09 - M.S.S. gg. 
Griechenland und Belgien, Rn. 263 f. und 365 ff.).“ 



Weiterführende Infos

Julian Lehmann: Artikel im Asylmagazin 1-2/2014: 

"Anerkennung als Hindernis: Weiterwandernde 

Flüchtlinge"

 Europäisches Übereinkommen über den Übergang der 

Verantwortung für Flüchtlinge (EATRR)

Rainhard Marx: Spontane Binnenwanderung international 

Schutzberechtigter in der Union, in: InfAuslR 2014, 227

http://www.gppi.net/fileadmin/user_upload/media/pub/2014/Lehmann_2014_Asylmagazin_Anerkennung_als_Hindernis.pdf
https://rm.coe.int/1680078b21
http://www.ramarx.de/publication_download/Binnenwanderung.pdf


Weiterführende Infos



Weiterführende Infos

BAMF: Wanderungsmonitor Erwerbsmigration nach 

Deutschland 2016

BAMF: Wechsel zwischen Aufenthaltstiteln und 

Aufenthaltszwecken

Deutscher Caritasverband: Informationen zum Gesetz 

zur Umsetzung aufenthaltsrechtlicher Richtlinien der 

Europäischen Union zur Arbeitsmigration (ArbMigraG)

Flüchtlingsrat Niedersachsen: Möglichkeiten der 

Aufenthaltsverfestigung mit Hilfe einer Ausbildung

Viele weitere Infos finden Sie hier: 

http://www.einwanderer.net/uebersichten-und-

arbeitshilfen/

http://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Publikationen/Broschueren/wanderungsmonitoring-2016.pdf?__blob=publicationFile
http://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Publikationen/EMN/Studien/wp67-emn-wechsel-aufenthaltstiteln-aufenthaltszwecken.pdf?__blob=publicationFile
http://ggua.de/fileadmin/downloads/Veranstaltunes-Downloads/2017/Information_Gesetz_zur_Umsetzung_von_EU-Arbeitsmigrationsrichtlinien2017-08-04.pdf
https://www.nds-fluerat.org/wp-content/uploads/2017/05/20170529_M%C3%B6glichkeiten-der-Aufenthaltsverfestigung-mit-Hilfe-einer-Ausbildung_bw_1_1-1-3.pdf
http://www.einwanderer.net/uebersichten-und-arbeitshilfen/

